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Ernährungsberatung für den Bundestag Heiko Sakurai

D
as Verbot der für Samstag
geplanten Berliner Coro-
na-Demonstrationen

durch die Senatsverwaltung ist
fragwürdig, aber unter Abwä-
gung des Für und Wider vertret-
bar. JuristischwirdderStreitnun
über mehrere Instanzen ausge-
tragen werden.

Bereits während der Hoch-
phase der Corona-Einschrän-
kungen haben Gerichte im Zwei-
fel für dieVersammlungsfreiheit
und gegen überzogene Verbote
entschieden. Der zuständige
Berliner Innensenator Andreas
Geisel (SPD) kann aber auf ein-
schlägige Erfahrungen verwei-
sen, die das Verbot begründen:
Bei der vorigen Großdemonstra-
tion vor vier Wochen hatte die
Polizei erkennbar Mühe, eine
Antwort auf die massenhafte
Verweigerung der Hygienere-
geln zu finden. Gleiches hätte an
diesem Wochenende gedroht.

Dass Vertreter der AfD die gut
begründete und vor Gericht an-
fechtbare Entscheidung einer
demokratischen Verwaltung mit
diktatorischen Maßnahmen des
Lukaschenko-Regimes in Bela-
rus vergleichen, zeigt, wo die
ehemalige „Rechtsstaatspartei“
gelandet ist. Sie bedient mit ih-
rer Scharfmacherei den Krawall.

Die extremen Gruppen insbe-
sondere aus der rechten Szene,
die auch zur Kundgebung aufge-
rufen hatten, werden mit einem
kollektiven „Jetzt erst recht“
reagieren. In Chatgruppen wird
schon in hysterischem Ton zur
Revolte aufgerufen. Tausende
werden so trotz oder gerade we-
gen des Verbots auf die Straße
gehen, Spontankundgebungen
anmelden und vermutlich auch
versuchen, Camps auf zentralen
Plätzeneinzurichten.FürdiePo-
lizei macht das Verbot die Sache
nicht leichter.

M
an darf eine
eindrucksvol-
le Inszenie-

rung erwarten, wenn
Donald Trump an die-
sem Donnerstag mit
einer großen Rede
vor ein paar hundert
geladenen Gästen
und der nächtlichen Kulisse des
Weißen Hauses den Parteitag
der US-Republikaner beendet.
Es wird ein Tabubruch sein wie
so viele zuvor bei dieser surrea-
len Veranstaltung: Nie in der
jüngerenGeschichtehateinPrä-
sident seinen parteipolitischen
Wahlkampf im offiziellen Amts-
sitz eröffnet. Der Verstoß gegen
Normen und die Geringschät-
zung des Rechts sind Trumps
Markenzeichen. Alles ist nur
Show und die US-Präsident-
schaft zum Marketingartikel ei-
nes Egomanen verkommen.

Doch nicht nur das Amt hat
Trump gekapert, sondern auch
seine Partei. Dazu boten die ver-
gangenen Tage drastisches An-
schauungsmaterial. Die 1854 im
Kampf gegen die Sklaverei ge-

gründeten Republikaner sind zu
einer prinzipienlosen Sekte von
Opportunistenverkommen,ver-
eint im Personenkult für den 74-
Jährigen.

Wo gemeinsame Werte, In-
halte und ein Programm fehlen,
müssenGefühlebedientwerden.
Für Trumps weiße, evangelikale
Kernwählerschaft sind das vor
allem die Furcht vor Gottlosig-
keit, dem Kommunismus, der
Abtreibung, dem Fremden und
der Einschränkung des Waffen-
rechts. Also wurden diese Ängs-
te mit apokalyptischen Schilde-

rungen von Chaos,
Anarchie und Frei-
heitsverlust bis an die
Schmerzgrenze ge-
schürt. Jefinstererdie
Szenerien, je größer
der Groll auf die „lin-
ke Meinungsdikta-
tur“, desto heller

strahlt das Bild des vermeintli-
chen Erlösers und eines wieder-
hergestellten Amerikas.

Dass Trump bereits seit vier
Jahren im Amt ist, vor allem die
Reichen reicher gemacht hat
und die patriotisch verklärten
USAunterseinerVerantwortung
weltweit führend alleine bei der
Zahl der Covid-19-Opfer gewor-
den ist, wurde bei dem Parteitag
kollektiv ausgeblendet. Die Pan-
demie, die Wirtschaftskrise, der
strukturelle Rassismus der Ge-
sellschaft, die Polizeigewalt, das
Versagen des Gesundheitswe-
sens- alles das kam allenfalls am
Rande zur Sprache. Stattdessen
flüchten die Republikaner in ei-
nealternativeRealität, inderder
Präsident die Corona-Krise
glänzend gemeistert, die Rück-
kehr zur Normalität nur von den
Demokraten verhindert wird
und deren Präsidentschaftskan-
didat Joe Biden zu einem marxis-
tischen Anarchisten mutiert.
Der Höhepunkt der Perfidie aber
ist erreicht, wenn Trump bei je-
der Gelegenheit lautstark vor
Wahlmanipulationen warnt, die
er selber vorbereitet. Das mag
für Außenstehende bizarr klin-
gen, entfaltet intern aber durch-
aus Wirkung.

Trump wird den Wahlkampf
als Kulturkampf führen. Die Bil-
der von brennenden Städten, wo
sich nach rassistischer Polizei-
gewalt neben friedlichem Pro-
test auch zielloser Zerstörungs-
wille entlädt, kommen seinem
zynischen Kalkül entgegen.
Noch liegen die Demokraten in
Umfragen vorne. Aber Trump
wird buchstäblich alles tun, um
deren Sieg zu verhindern.

” Trumps Partei
flüchtet in eine
alternative Realität

S
o großzügig die
Koalitionäre in
Berlin immer

neue Corona-Hilfen
verabreden, so klein-
lich agieren sie bei
der Reform des Wahl-
rechts. Union und
SPD nähren damit
den fatalen Eindruck, dass sie
besonders freigiebig beim Ver-
teilen von Steuergeldern sind
und besonders zugeknöpft,
wenn eigene Pfründe auf dem
Prüfstand stehen.

Was die Chefs der Regie-
rungsparteien hier als großen
Durchbruch feiern, ist ein mick-
riger und fauler Kompromiss,
der mit großer Wahrscheinlich-
keit das Ziel verfehlen wird: die
Verkleinerung des Bundestags.
Mit etwas Glück führt das Re-
förmchen dazu, dass das Parla-
ment nicht noch weiter wächst.
Das ist besser als nichts, aber es
ist auch nicht viel besser. Die ge-
plante Neuregelung der Über-

hangmandate dürfte
vor allem der Union
nutzen. In der nächt-
lichenVerhandlungs-
runde hat sie sich
durch Sturheit einen
eklatanten Wettbe-
werbsvorteil gesi-
chert. Die SPD wollte

das eigentlich nicht mitmachen,
hat sich aber am Ende gebeugt,
um den Kompromiss zu ermögli-
chen – und um zu verhindern,
dass der Zuschnitt der Wahlkrei-
se schon vor der Wahl 2021 ange-
passt wird. Das nämlich wollten
die Sozialdemokraten genauso
wenig wie die Christsozialen.

Union und SPD setzen nun
darauf, dass den Menschen in
der Corona-Krise die Hilfen der
Regierung bei Kurzarbeit und
Kinderkrankengeld wichtiger
sind als technische Fragen des
Wahlrechts. Möglich, dass diese
Strategie aufgeht. Schlecht für
die demokratische Kultur ist sie
trotzdem.

U
nd irgendwann diese Tabletten, die ha-
benmich,ichweißnicht,betäubt.Ichwar
nicht mehr ich selber. Ich kann es nicht

erklären, wie, aber der Kopf war zu.“ Was die
heute 60 Jahre alte Jolinde Erwin (Name geän-
dert) über ihre Zeit im Essener „Franz Sales
Haus“, einem der größten deutschen Heime für
schwer erziehbare oder geistig behinderte Kin-
der und Jugendliche beschreibt, klingt biswei-
len wie ein fortgesetzter Horrortrip. Und das
war es wohl auch – für Erwin und viele andere
Bewohner des Heims.

Die Geschichte von Demütigungen insbe-
sondere durch katholische Ordensfrauen der
„Barmherzigen Schwestern von der hl. Elisa-
beth“, mit allen Formen seelischer und körper-
licher Gewalt, sexuellen Missbrauch einge-
schlossen, ist inzwischen breit dokumentiert.
Dass auch systematischer Medikamentenmiss-
brauch zum Repertoire gehörte, zeigt nun eine
Studie des Historikers Uwe Kaminsky und der
Ethikerin Katharina Klöcker. Das Franz Sales
Haus hat mit finanzieller Förderung und der
kompletten Öffnung seines Archivs zur kriti-
schen Erhellung der dunklen Historie beigetra-
gen.

Die beiden Wissenschaftler der Ruhr-Uni-
versität Bochum werteten dafür Hunderte Per-
sonalakten und Entschädigungsanträge von
Betroffenen an einen eigens dafür eingerichte-
ten Stiftungsfonds des Franz Sales Hauses aus.
Überdies führten sie eine Reihe von Interviews
mit ehemaligen Bewohnern. Wie ihre Studie
zeigt, diente die Verabreichung von Psycho-
pharmaka und Neuroleptika einem mehrfa-
chen Zweck. Diese sollten zum Beispiel beson-

ders aggressive Kinder so weit ruhigstellen,
dass sie für erzieherische Maßnahmen über-
haupt erst empfänglich waren. Dieses Vorge-
hen entsprach nach Auskunft der Autoren so-
wohl den psychiatrischen als auch den pädago-
gischen Standards der 1950er und 1960er Jahre.

VölligselbstverständlichwarderEinsatzvon
Medikamenten zur Arbeitsentlastung. Aus den
Akten geht hervor, dass die Betreuerinnen und
Betreuer zu Tabletten griffen, wenn sie der Ar-
beit mit den Kindern und Jugendlichen nicht
mehr Herr wurden. Darüber hinaus wurden die
Medikamente aber explizit auch als Strafe ein-
gesetzt. Ausdrücke wie die „Kotzspritze“ spre-
chen eine eindeutige Sprache: Wer nicht parier-
te, bekam die chemische Keule. Diese Metho-
den seien bis in die 1970er Jahre durchaus zeit-
typisch gewesen. In kirchlichen Häusern habe
aber ein konservatives Verständnis von Autori-
tätundStrafe („WerseinKindliebt,derzüchtigt
es“, heißt es etwa in einer berühmt-berüchtig-
ten Bibelstelle) problemverschärfend gewirkt,
urteilen die Autoren.

In einer rechtlichen und moralischen Grau-
zone fand die Erprobung mindestens eines neu-
en Medikaments vor seiner Markteinführung
statt. Dafür kooperierte der langjährige Heim-

arzt des Franz Sales Hauses, Waldemar Strehl,
mit dem Darmstädter Pharma-Unternehmen
Merck. Dessen Vertreter stellten Strehl das Be-
ruhigungsmittel Decentan als Prüfpräparat
„T57“ zur Verfügung und ließen sich von der
Wirkung berichten. Strehl verstand sich dabei
als eine Art „forschender Mediziner“. Aus-
drücklich verboten war das nicht. Aber Strehl
ging in seinem „Erkenntnisdrang“ so weit, dass
er empfohlene Dosierungen teils so massiv
überschritt, dass ihn die Merck-Vertreter aus-
drücklich dafür tadelten. Strehls Rechtferti-
gung: In niedrigerer Dosierung hätten die Mit-
tel nichts gebracht. Heftigste Nebenwirkungen
wie Schreikrämpfe, Benommenheit und Läh-
mungen bis zum physischen Zusammenbruch
schienen den Arzt nicht weiter gestört zu ha-
ben. Nach Ansicht der Ethikerin Klöcker ist das
ein klares Argument für einen Missbrauch, den
derMedizinerauchunterdendamaligenBedin-
gungen als solchen hätte erkennen müssen.

Dass die Verschreibung und Vergabe der Prä-
parate gegen den Willen der Kinder geschah,
berichten diese selbst eindrucksvoll. „Es war
einfach so, du musstest die Tablette nehmen,
ist was Gutes, Gesundes und fertig“, berichtet
der ehemalige Bewohner Klaus Turm (Name ge-
ändert), der von 1955 bis 1968 im Sales-Haus
war. Bisweilen wurden die Tabletten den Kin-
dern auch in pulverisierter Form auf dem Mar-
meladenbrot zum Frühstück untergejubelt.

Die Erziehungsberechtigten dürften nach
Lage der Dinge ebenso wenig um ihre Zustim-
mung zum Einsatz von Medikamenten – ge-
schweige denn, solchen in der Erprobungspha-
se – gefragt worden sein. Hier tut sich ein gars-
tiger Graben auf zwischen den schon damals
gültigen berufsethischen Standards und der
ärztlichen Praxis. Eine Tabuisierung des Total-
versagens während der NS-Herrschaft verhin-
derte bei den Medizinern nach 1945 lange eine
selbstkritische Reflexion der eigenen Rolle.

Der Direktor des Franz Sales Hauses, Hubert
Vornholt, spricht neben „bedrückenden Er-
kenntnissen“ der Studie zum Umgang mit Me-
dikamenten von einer notwendigen Auseinan-
dersetzung mit der Geschichte. Tatsächlich
leisten Kaminsky und Klöcker hier Vorbildli-
ches. Sorgfältig und präzise arbeiten sie die
zeitgeschichtlichen Kontexte heraus, vermei-
denaber jedefalschemoralischeEntlastungder
Täter oder eine Relativierung des Leids Betrof-
fenernachdemMotto,„sowardashaltdamals“.
Ebenso entziehen sie einem– nahe liegenden–
Empörungs- und Überhebungsgestus aus heu-
tigerSichtdenBoden.ImGegenteil:Angesichts
des nach wie vor möglichen Einsatzes von Psy-
chopharmaka in Heimen oder in der stationä-
ren Pflege werfen sie mit einem Prüfkatalog
auch die Frage auf, wie später einmal über die
Gegenwartgeurteiltwerden–undobderenPra-
xis vor dem dann erreichten Erkenntnisniveau
inMedizin,PädagogikundEthikBestandhaben
wird. Nicht zuletzt das macht den besonderen
Wert der Bochumer Studie aus.

JOACHIM FRANK

Uwe Kaminsky/Katharina Klöcker: Medikamen-

te und Heimerziehung am Beispiel des Franz

Sales Hauses. Historische Klärungen – Ethische

Perspektiven, Aschendorff-Verlag, 270 S., 36 Euro

” Ausdrücke wie
»Kotzspritze« sprechen
eine eindeutige Sprache
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